
Bundessozialgericht

éä;i _2‚ßy_2651_61

Zugestellt
am 46° Dezember 4970

„
Rego-Ober—

sekretär als Urk„—
Beamter der Gesch°

Im Namen des
Volkes.

Urteil

in dem Rechtssheü

Kläger und Revisionsbeklngter‚

g e g e n

»

Beklagte und Revisionsklägeriny

Prozeßbevollmächtigter:

beigeladen:

Prozeßbevollmächtigtef

Der 2a Senat des Bundessozialgerichts hat am

30, September 1970 ohne mündliche Verhandlung

durch

Bundesrichter D e m i a n i

— Vorsitzender —,
Bundesrichtér Dr° B a r e s e l ,
Bundesrichter K ü 3 t e r ,
Bundessozialr10hter L ä e r und

Bundessozialrichter B e e r '

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

bendessozialgerichts Hamburg vom 21„ Juli 1967

wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergericht»

lichen Kosten des Revisiorsverfahrens zu erstatten
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Der Kläger war als Maschinenbauer— und Schlosser im
Unter-

nehmen der Niederlassung Hamburg der M i

}
Co mbH beschäftzigt. Er hatte seit 2 November

1962
an einem von der Handwerkskammer eingerichteten Vorbe—

reitungslehrgang für die Ablegung der Meisterprüfung_im
‘Maschinenbauerhandwerk teilgenommen, der in der Gewerbe— „

förderungsanstalt der Handwerkskammer stattfand° Nach Be-

endigung des Lehrgangs hatte er sich am 28° Oktober 1963 ”"

zur Ablegung der Meisterprüfung angemeldet„ Von seiner Ar—

beitgeberin hatte er die Erlaubnis erhalten, außerhalb der

Arbeitszeit die Maschinen des Betriebs für die Anfertigung

des Keisterstücks, eines Kugeldrehapparates, zu benutzen„

Im August 1964 benutzte er seinen Jahresurlaub zur Arbeit

an dem Meisterstück. Am 15‚ August 1964 zog er sich bei der

Arbeit an einer Drehbank eine Verletzung der rechten Hand zu,

die zum Verlust von zwei Gliedern des Mittelfingers führte°

Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 23. Dezember 1964

die Gewährung von Leistungen aus der gesetzlichen Unfall—

versieherung ab° Sie führte zur Begründung aus, ein betrieb—

liches Interesse an der Ablegung der Meisterprüfung habe

nicht bestanden° Auch sei das Werkstück nicht dazu bestimmt

. gewesen, im Unternehmen der Firma verwendet zu werden„ Die

zum Unfall führende Tätigkeit sei also ausschließlich eigen-

wirtschaftlich gewesen und habe nicht dem Schutz der gesetz—.

lichen Unfallversicherung unterlegen. ' " " ‘

In dem
Verfahren über die Klage gegen diesen Bescheid hat

das Sozialgericht (SG) Hamburg die Verwaltungsberufsgenossen—

schaft beigeladeno Die Beigeladene hat ihre Zuständigkeit mit

der Begründung verneint‚ daß der Unfall sich nicht während_‘lf
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des besuche einer von 5 559 Abs; 1 Nr„ 14 der Reichsver—

sieherungsordnung (RVG) erfaßtcn Aus— und Fortbildunge—

etätte ereignet habe, für die die Zuständigkeit der Ver—

waltungs—BG gegeben wäre° Auf den Hinweis der Beigeladenen,

daß sich ein Versicherungsschutz aus der Satzung der Be—

klagten ergeben könne9 hat die Beklagte erwidert, daß 5 32

der Satzung (Ausgabe 1962) schon deshalb auf den vorliegen—

den Fall nicht anwendbar sei, weil der Kläger in dem Unter—

net„en, in dem sich der Unfall ereignet habe, beschäftigt

gewesen sei„ Im Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem

EG im 25° August 1965 hat Ger Kläger ergänzend ausgeführt:

In seiner Klasse habe nicht ein einziger sein Meisterstück

in der Gewerbeförderungsenstalt hergestellt° Alle hätten

das vielmehr in der Werkstätte der Firma gemacht„ Wenn er
das Meisterstück in der Gewerbeförderungsanstalt hergestellt

hät e, wäre das mit erheblicher Geldausgabe verbunden ge—
wesen-

Das SG hat durch Urteil vom 25„ August 1965 den Bescheid der

Beklagten aufgehoben und sie dem Grunde nach verurteilt, dem

Kläger Verletztengeld und Verletztenrente aus der Unfallver—

sieherung zu gewähren„

Das LSG hat durch Urteil vom 21„ Juli 1967 die Berufung der

Beklagten zurückgewiesen und die Revision zugelassen: Rechts—

grundlage des Anspruchs sei 5 32 der Satzung 1962, die sich

euf die Ermächtigung des 5 540 RVO aF stütze. Beide Be—

stimmun?€n enthielten noch nicht wie 5 544 RVO (idF des.

UVHG) und © 48 der Satzung Ausgabe 1965 die Klausel der sub—

sidiären Geltung gegenüber einem auf anderen Vorschriften

beruhenden Unfallversieherungsschutz„ Zur Zeit des Unfalls

habe schen @544 RVOgegolten und mit seinem Inkrafttreten
habe er auch eine einschränkende Wirkung auf vorher erlassene
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Satzungsvorschriften gehabt. Ein solcher Versicherungs?

schutz liege aber hier nicht vor. @ 539 Abs. 1 Nr. 1
‚„

RVO setze einen ursächlichen Zusammenhang zwischen Arbeits_

verhältnis und Unfallereignis voraus, der hier nicht be-

stehe. Der Versicherungsschutz nach 5 539 Abs. 1 Nr. 14 RVG,

für den die Beigeladene zuständig wäre, erstrecke sich nur

auf die Ausbildungszeit in den Schulungseinrichtungen. Auf

jeden Fall würde die Anfertigung des Meisterstücks vcn der

Generalklausel "zu ähnlichen Zwecken" erfaßt. Die Beklagte

meine, die weitere Voraussetzung des 5 32 aaO "ohne im

versicherten Unternehmen beschäftigt zu sein" sei nicht

erfüllt, da der Kläger auch während seines Urlaubs als

"Besehäftigter" im Betrieb anzusehen sei. Diese Formulie—

rung sei aber bei sinnvoller Auslegung nur aus der Kon-

kurrenz dieser Satzungevorschrift, die den bloßen Aufent-

halt im Betrieb versiehere, und 5 539 Abs. 1 Nr. 1 RVG,
der den Vorsicherungsschutz auf den Arbeits— oder Dienst—

vertrag geleistete Verpflichtungen beschränke, zu erklären.

Die Vorschrift solle nicht den Betriebéangehörigen bei

einem Aufenthalt im Betrieb zum Zwecke zusätzlicher Berufs-
schulung schlechter stellen als Betriebsfremde. Entschei—

dend sei das finale Moment. Ergäbe sich der Anlaß für den

Aufenthalt aus dem Beschäftigungsverhältnis, so richte sich_;

die Versicherungnach5 539Abs.1 Nr. 1 RVG.Weraberaus"°
anderen Gründen eine Betriebsstätte aufsuche, für den könne

nur der Versicherungsschutz des 5 32 aaO in Betracht kom—

men, gleichgültig, ob ein Beschäftigungeverhältnis bestehe

oder ob es sich um einen fremden Besucher handele. Es würde

auch im Ergebnis höchst unbillig sein, Arbeitnehmern ande-

rer Unternehmen, Selbständigen und nicht Berufstätigen den

Versicherungsschutz aus 5 32 aaO zu gewähren, ihn aber den

Betriebsangehörigen zu versagen. Der Einwand, daß damit das
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Rechtsinstitut der "Lösung" vom Unternehmen beseitigt wer—

de, wenn man der Rechtsansicht des SG folge, sei verfehlt,

denn diese Frage tauche nur auf bei der Prüfung des inneren

ursächlichen Zusammenhangs eines Unfalls mit der versicher—

ten betrieblichen Tätigkeit„ Der Einwand könne nur begrün—

det sein‚ wenn das SG einen Versicherungsschutz aus 5 539

‘ 1 Nr„ 1 RVG hergeleitet hätte° Auch der Hinweis auf

de' Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) in BSG 147 295

gehe fehl„

;»
—

.
O

”
(n

(_
'7

Das theil des LSG ist der Bek egten am 3„ Oktober 1967

zugegangeno Sie hat am 25„ Oktober 1967 Revision eingelegt

und sie am 73„ November 1967 begründet° Die Beklagte bean—

tragt, ‘

das Urteil des LSG Hamburg aufzuheben und die

Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom

23, Dezember 1964 abzuweisen,

hilfsweise?

die beigeladene VerwaltungsnßG zu verurteilen,

den Kläger wegen des Unfalls vom 15° August 1964

zu entschädigen, *

"höchst eventuell":

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuverweisena

Zur Begründung hat sie ua ausgeführt:

Die Unfälle‚ für deren Folgen nach Satzungsbestimmunßen

aufgrund @@552 Nr° 2 (idF vor dem 2" Änderungsgesetz),_
@ 540 RVG (idF vor dem UVNG) und nach 5 544 RVG Entschädi—

gung zu gewähren ist, seien weder nach früherem Recht Be—

triebsunfälle noch nach dem jetzigen Recht Arbeitsunfälle‚

sondern maßgeblich dadurch gekennzeichnet„ daß es sich um
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Unfälle betriebsfremder Personen handele° Es sollte die '

Möglichkeit geschaffen werden, die Vorteile der gesetz-

lichen Unfallversicherung solchen Personen zuzuwenden,
‘i„

die gefährliche fremde Betriebsstätten besuchen, ohne VII$

einen ausreichenden aus ihrer eigenen Person erwachsenden

Unfallversicherungsschutz zu besitzen" Zugleich sollte

den Unternehmern gefährlicher Betriebsstätten der_Rechte—

vorteil gewährt werden, daß Unfälle fremder Besucher von

Berufsgenossenschaften entschädigt werden° In dem Urteil
‘

des BSGvom28, Juli 1961 (BSGBand 14, 259) habe keiner »
der Verfahrehsbeteiligten

an die Möglichkeit gedacht, daß

der Unfallversicherungsschutz nach einer auf 5 540 Abs„ 1

Nr„ 1 BVG gestützten Satzungsbestimmung gegeben sein könne.

Die Ermächtigung nach den verschiedenen Fassungen der BVG

habe es den BGen freigestellt, unter welchen Bedingungen

sie betriebsfremde Besucher dem Unfallversicherungsschutz

unterstellen wollen. Es sei also zulässig, diesen besonde-

ren Schutz und die Fiktion eines Arbeitsunfallß nicht

schlechthin auf jede betriebsfremde Person auszudehnen. In.-

der Satzung (1962) sei in 5 32 Abs. 1 nur davon die Rede,

daß die geschützten Personen den Betrieb "aufsuchen".müssen.

Hierunter könne man nur den Besuch zu einem kurzen Aufent—

halt verstehen. Die Tätigkeit des Klägers bei der Herstel—

lung des Werkstücks sei wegen ihres speziellen Charakters

und der zeitlich längeren Dauer nicht unter den Begriff
“

des Aufsuchens zu bringen. Vorsorglich solle auch darauf.}

hingewiesen werden, daß der Anspruch des Klägers nicht

etwa auf 5 48 der Satzung 1965 gestützt werden könne„ Die-

se Vorschrift sei zwar rückwirkend mit dem 1° Januar 1964
in Kraft getreten° Nach allgemeiner Ansicht könne aber eine

erworbene Rechtsstellung nicht rückwirkend beseitigt wer-

den" Wenn @ 32 der Satzung 1962 auf den Kläger zutreffen‘v

sollte, könnte ihm unter dem Gesichtspunkt des Vertrauens—

schutzes diese Rechtsgrundlage nicht entzogen werden. Das

_ .. . , |
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gegen die Anwendbarkeit des 5 32 der Satzung 1962 Vorge—

tragene treffe jedoch auch auf © 48 der Satzung 1965 zu°

Selbst wenn man unterstelle, daß die noch unter der Herr—

schaft des 5 540 RVO aF ergangenen Satzungen von den Wir-

kungen des 5 544 Nr° 1 BVD (idF des UVNG) erfaßt würden,

käme man zwar zu dem Ergebnis, daß 5 32 der Satzung 1962

ent: prechend eingeschränkt werde ("soweit sie dies nicht

schon nach anderen Vorschriften sind'), so müsse man auch

5 539 Abs„ 1 Nri 14 RVOanwenden9 der viel weitergehe als
9 537 Nr} 1 RVG aFc Der Versicherungsschutz nach dieser

Vorschrift habe auch weiter bestanden‚ als der Kläger das

Unternehmen aufs uchte7 um das Herkstufk herzustelleno Die—

se Tätigkeit habe in einem rechtlich wesentlichen Zusam—

menhang mit der Fortbildung gestanden„

Die Beigeladene beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen„

Zur Begründung hat sie ua ausgeführt, als der Kläger den

Betrieb aufgesucht habe? um dort sein Meisterstübk herzu—

stellen‚ sei er ein Prüfling gewesen oder habe sich je—

denfalls zu ähnlichen Zwecken dort aufgehalten. Zur Zeit

des Unfalls sei er nicht als im Unternehmen beschäftigt

anzusehenu Es komme darauf an, ob der Besucher zur Zeit

des Besuches im Unternehmen beschäftigt gewesen sei, und

zwar im Sinne unmittelbarer beruflicher Tätigkeit, nicht

im Sinne bloßen Bestehens eines .Arbeits verhältnisses„ Es

sei deshalb durchaus sinnvoll‚ die Voraussetzungen in

@ 544 Nr‚ 1 EVO, daß der Besucher nicht im Unternehmen

beschäftigt sei9 dahin zu verstehen„ daß auch derjenige

nicht "beschäftigt" ist, der zwar an sich zu den Be—

schäftigten des Unternehmens (5 539 Abs„ 1 Nr° 1 RVG)
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gehört, bei dem Besuch aber nicht eine Tätigkeit auf-

grund dieses Beschäftigungsverhältnisses ausübt. Die Be—

klagte müsse sich an dem Wortlaut des 5 32 der Satzung
_

1962 festhalten lassen. Die Voraussetzungen des 5 539’3■3?‘

Abs° 1 Nr° 14 RVO lägen nicht vor. Der Betrieb, den der

Kläger aufgesucht habe, sei keine Betriebsstätte zur Aus—

und Fortbildung gewesen°
_. „ _>iee y‚„;

Demgegenüber hat die Beklagte noch ergänzend vorgetragen,

der Unfall sei ebenso zu behandeln wie wenn der Kläger in

einer Arbeitspause eigenwirtschaftlich tätig geworden wäre

und sich dabei verletzt hätte‚ Die Satzungsbestimmungen

seien überdies subsidiär° Das Vorliegen eines Arbeitsum—

falles werde nur dann fingiert, wenn überhaupt kein ander—

weitiger Versicherungssehutz bestehe° Hier sei aber eine

anderweitige Zuständigkeit bei der Beigeladenen gegeben„

Der Versicherungsschutz nach 5 539 Abs. 1 Nr° 14 RVG habe

für den Kläger weiterbestanden, als er das Unternehmen_

aufsuchte, umdas Werkstück herzustellen„‘ .„‚ __, ”

Der Kläger war im Verfahren vor dem Revisionsgericht

nicht durch einen zugelassenen Prozeßbevollmächtigten ver—
.}_
;.treten.

Die Beteiligten habensich damit einverstandenerklärt,
'daß der Senat durch Urteil ohne mündliche Verhandlung ent-‘

scheidet (5 124 see). >» » ;.\" *? ' ‘"" ”"

.II

Die durch Zulassung statthafte Revision ist in der ge—

setzlichen Form und Frist eingelegt und begründet worden„
(55 162 Abs° 1 Nr" 1; 164 GGG)„
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Die Begründung, mit der die Beklagte die Gewährung von

Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung abgelehnt

hat, ist an sich zutreffendc Die Tätigkeit bei der sich

am 150 August 1964 der Unfall ereignet hat, stand mit dem

Arbeitsverhältnis des Klägers im Unternehmen seiner Ar—

beitgeberin in keinem rechtlich wesentlichen ursächlichen

Zusammenhang, da — wie unbestritten festgestellt — die

Firma weder an der Teilnahme des Klägers am Meisterkurs

noch an der Herstellung des Meisterstücks interessiert

war Daß die Ärbeitgeberin dem Kläger gestattet hatte,

für lie Arbeit am Meisterstück — außerhalb der Arbeits—

zeit — Kaschinen des Unternehmens zu benutzen, genügt

nicht, um für diese Tätigkeit den Versicherungsschutz aus

@ 539 Abs„ 1 Nr° 1 EVO zu begründen„ Die Beklagte hat —
unter diesem Gesichtspunkt — die Tätigkeit, bei der sich

der Unfall ereignet hat, zutreffend als ”eigenwirtschaft-

lich” bezeichnet (vgl° auch BSG 14, 295)c Der vorliegende
Fall bietet nach den für das Revisionsgericht bindenden

Feststellungen (@ 163 SGG) keinen Anlaß, die Frage zu
prüfen, welche Bedeutung es haben würde, wenn die Arbeit—

geberin den Kläger zum Besuch des Meisterkurses und zum

Ablegen der Meisterprüfung veranlaßt hätte°

SG und LSG haben deshalb mit Recht geprüft, ob sich ein

Versicherungsschutz für die Arbeit an dem Meisterstück

aus der Satzung der Beklagten ergibt„ Sie haben dabei

zutreffend die Satzung in der von der Mitgliederver—

sammlung der Beklagten am 26, März 1954 beschlossenen

Fassung (Ausgabe 1962) angewehdet, die im Zeitpunkt des
Unfalls noch galt° In % 52 dieser Satzung, der auf die

Ermächtigung in 5 540 Abs° 1 Nr° 1 der BVG (idF vor dem
Inkrafttreten des UVNG — RVO aF) beruht, sind ua in den

Versicherungsschutz gegen Unfälle auf der Betriebsstätte

_ 10 _
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._ " ‚.v ' ,."
Personen einbezogen worden, ”die, ohne im versicherten453f

Unternehmen beschäftigt zu sein, „„„ als Prüflinge‚ als

Teilnehmer von Veranstaltungen der zusätzlichen Berufs—

schulung oder zu ähnlichen Zwecken Betriebe aufsuchen“._

SG und LSG haben _ im Ergebnis übereinstimmend —
diese;u"

Satzungsvorschrift dahin ausgelegt, daß sie auch für den

Kläger während des Aufenthalts im Betrieb zur Arbeit an

dem Meisterstück gilt° Diese Auslegung der Satzung der
„

Beklagten durch das LSG ist im Revisionsverfahren nach—

prüfbar (@162Abs„ 2 SGG;BSG5 522; 16, 165)‚

' Der e1kennende Senat stimmt im
Ergebnis

der
Auslegung

dieser Vorschrift durch das LSG zu„ Es kann dahingestellt

bleiben, ob der Kläger als "Prüfling" den Betrieb aufge—

sucht hat° Der Aufenthalt im Betrieb zur Anfertigung des

Meisterstücks diente jedoch "ähnlichen Zwecken". Die An—

wendung des 5 32 der Satzung 1962 ist entgegen der Auf—

fassung der Revision auch dadurch nicht ausgeschlossen, daß

der Kläger aufgrund eines Arbeitsverhältnisses im Sinne

des @539 Abs° 1 Nr° 1 BVD im Unternehmen seiner Arbeit—
geberin "beschäftigt" war; denn seine Anwesenheit auf der

Betriebsstätte an Unfalltage war nicht durch dieses Be—

schäftigungsverhältnis veranlaßt und deshalb auch,
wie

be-

reits dargelegt, nicht durch den Versicherungsschutz nach

% 539 Abs" 1 Nr° 1 BVD erfa3t„ Die Zielsetzung des 9 32

der Satzung 1962, der einen Versicherungsschutz für einen

bestimmten Kreis von Personen sicherstellen soll, die sich

als Teilnehmer von Veranstaltungen der zusätzlichen Berufs-

schulung oder zu ähnlichen hwecken im Betrieb aufhalten,

ohne in ihm "beschäftigt" zu sein, würde verfehlt, wenn
Personen ausgeschlossen wären, die zwar sonst im Betrieb
aufgrund eines ArbeitsverhäLtnisses tätig sind,de10n ‘"‘

Aufenthalt aber von dem durch dieses Arbeitsverhältnis
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begründeten Versicherungsschutz nicht mit erfaßt wird° Auch

nach der Auffassung des erkennenden Senats stand der Kläger

während des Aufenthalts im Betrieb bei der Anfertigung des

dem erfolgreichen Abschluß der zusätzlichen Berufsfortbildung

dienenden Meisterstückes unter dem Schutz der gesetzlichen

Unfallversicherungc

Ob diese Auslegung auch für 5 48 des von der Vertreterver—

sammlung der Beklagten am 25° März 1965 geschlossenen

Satzung (Ausgabe 1965) zutrifft, kann zweifelhaft sein, denn

der neue Wortlaut stellt nicht mehr auf Personen ab, die

im Zusammenhang mit Veranstaltungen der Berufsaus— und

Fortbildung den Betrieb aufsuchen, sondern erfaßt Personen

aller Art, "die nicht im
Unternehmen beschäftigt sind, aber

die Stätte des Unternehmens im Auftrag oder mit Zustimmung

des Unternehmers aufsuchen"° Er enthält auch die ausdrück—

liche Einschränkung "soweit sie nicht schon nach anderen

Vorschriften versichert sind" (5 544 Nr„ 1 RVO)„ Doch kann
das dahingestellt bleiben‚ 5 48 der Satzung 1965 hat zwar

den % 52 der Satzung 1962 rückwirkend zum 1° Januar 1964

(@ 55 der Satzung 1965) ersetzt° Der Rechtsanspruch, den

der Kläger aufgrund des im Unfallzeitpunkt noch geltenden

@ 52 der Satzung 1962 der Beklagten gegenüber erlangt hat,

könnte durch das rückwirkende Inkrafttreten der neuen

Satzung nicht wieder beseitigt werden° Im einzelnen wird

hierzu auf das Urteil des erkennenden Senats vom 27° Februar

1970(802R Nr( 1 zu @ 545 RVG) Bezug genommen (vgl° auch

BVerfG 2, 237, 265):

Das LSG hat auch zutreffend ausgeführt, daß ein Versiche—

rungeschutz für die Arbeit an dem Meisterstück sich auch.

nicht aus 5 539 Abs„ 1 Nr„ 14 RVOergibt° Zwar befand sich
der Kläger im Unfallzeitpunkt als ?rüfling noch in der be—

_ 12 _
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'ruflichen Ausbildung bei der Gewerbeförderungsanstalt,

einer “ähnlichen Einrichtung" i.‚S° des 5 539 Abs. 1

: Nr° 14 RVG° Jedoch hatte er nicht auf Veranlassung

v
der Gewerbeförderungsanstalt, sondern aus eigener

Initiative die Betriebsräume des Arbeitgebers als denlmz

Ort der Anfertigung des Meisterstücks gewählt° Diese‘

Tätigkeit unterlag deshalb im vorliegenden Fall nicht
4

dem organisatorischen Verantwortungsbereich der nach

5 539 Abs° 1 Nr„ 14 RVOin Betracht kommendenStelle.
‘— Die Betriebsräume der Arbeitgeberin, in denen der

.
Kläger am Unfalltage an der Fertigstellung des Meister-

stücks arbeitete, waren also keine "ähnlichen Ein—Ifi

richtungen" im Sinne der Nr„ 14 aa0„ Es kann dahin—

,
gestellt bleiben‚ welche Bedeutung es für die Anwende

"barkeit der Nr° 14 des 5 539 Abs. 1 RVGhätte, wenn
: die Leitung des Meisterkurses die Benutzung der Ma-

7 „schinen unmittelbar durch Verhandlungen mit der
Arbeit?

.geberin ermöglicht hätte°

f Da hiernach ein Versicherungsschutz für den Unfall des
Klägers nur aus

der Satzung der Beklagten hergeleitet ‘

werden kann, bedarf es keiner Prüfung, in welchem Um—

fang die Vorschriften der Satzung und der Nr. 14 desi

' 9 539 Abs. 1 nvo subsidiär sind„ ” ' '“ ‘ “ "”
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Das LSG hat mit Recht die Berufung der Beklagten gegen

das Urteil des SG ohne Rechtsirrtum zurückgewiesen° Die

Revision ist somit unbegründet und muß zurückgewiesen

werden„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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